
	 Kommentare und Berichte     9

Blätter für deutsche und internationale Politik 7/2010

ein wichtiger Ansatz sein – wenn sie 
nicht gerade ganz oben, sondern unten 
oder bei maßgeblichen Sachfragen be-
ginnt (wie dies andere Staaten im Falle 
der Volksabstimmung über die EU-Ver-
fassung oder den Lissabonvertrag er-
folgreich vorexerziert haben). 

Vor allem aber kommt es darauf an, 
dass die schwarz-gelbe Regierung ihre 
Selbstblockade überwindet, bei der je-
der gegen jeden regiert, mit immer grö-
beren Verbalinjurien (Rumpelstilzchen 
vs. Gurkentruppe vs. Wildsau). Soll-
te sich die Koalition die nächsten Jah-
re aus purer Angst vor dem Untergang 
(vor allem der FDP) aneinanderklam-
mern, ohne zu einer neuen Geschäfts-
grundlage zu kommen, wäre diese 
Handlungsunfähigkeit in der gegen-
wärtigen Krisenzeit der größte anzu-
nehmende Unfall für den Parteienstaat. 
Dann könnten vorzeitige Neuwahlen 
die einzige Alternative sein, um den ra-
senden Autoritätsverlust zu stoppen. 

Wie stellte bereits 1973 Wilhelm 
Hennis, einer der schärfsten Kritiker 

des real existierenden Parteienstaates 
(in der Absicht, diesen grundsätzlich 
zu verteidigen), fest: „Die Distanz zwi-
schen politischem Personal und ‚Volk’ 
ist größer geworden, sie ist heute viel-
leicht größer als in Weimar, ja selbst 
im Bismarckreich. Der ‚Parteienstaat’, 
Grundlage der parlamentarischen De-
mokratie, ist nicht so gesichert, dass er 
nicht im Namen des ‚Volkes’ erneut in 
Frage gestellt werden könnte.“ 

Mag Hennis’ Analyse im Jahre 
1973 auch alarmistisch gewesen sein – 
schließlich erreichte die Anteilnahme 
an der demokratischen Debatte in den 
70er Jahren einen neuen Höhepunkt, 
den wir uns heute sehnlich herbeiwün-
schen würden –, seine Warnung ist un-
vermindert aktuell. 

Denn während damals das Ressenti-
ment gegen die Parteien vor allem von 
den Rändern kam, steckt es heute di-
rekt in der Mitte der Gesellschaft, von 
„Bild“ bis „Zeit“. Und mit dieser Macht 
im Staate lässt sich bekanntlich gar 
nicht spaßen.

Dierk Hirschel 

Schwarz-gelbe Geisterfahrt

„Sparen, sparen, sparen“ lautet die 
neue Devise der Bundeskanzlerin. Erst 
versuchte Angela Merkel, Griechen, 
Spanier und Portugiesen zu schwäbi-
schen Hausfrauen umzuerziehen, und 
jetzt spielt sie selbst die eiserne Spar-
kommissarin. Mit einem 80 Mrd. Euro 
schweren Sparpaket zeigt die Kanzle-
rin unseren europäischen Nachbarn, 
wie man richtig kürzt. Damit schnürt 
die schwarz-gelbe Regierung das größ-
te Sparpaket (über drei Prozent des 
Sozialproduktes) in der Nachkriegsge-
schichte dieser Republik. Und Reichs-

kanzler Brüning wäre stolz auf seine 
Schülerin. Denn auf diese Weise spart 
Deutschland Europa zielgerichtet ka-
putt.

Der erste Grundfehler liegt bei der 
Prioritätensetzung. Konsolidiert wird 
nämlich überwiegend bei den Ausga-
ben. Das schwarz-gelbe Sparpaket trifft 
dabei vor allem drei Adressaten: die 
Ärmsten der Armen, die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes und die öf-
fentlichen Haushalte. Neben dem pri-
vaten Konsum drosselt das Sparpaket 
damit auch den Staatskonsum.
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Allein 30 Mrd. Euro wollen Merkel, 
Westerwelle und Co. im Sozialbereich 
kürzen, sprich: bei Arbeitslosen, Hartz-
IV-Empfängern und Eltern. Rund 13 
Mrd. Euro sollen in der Verwaltung 
weggespart werden. Weitere vier Mrd. 
Euro darf Verteidigungsminister Gut-
tenberg streichen.

Weit weniger wird dagegen über 
die Einnahmeseite saniert.1 Die Un-
ternehmen sollen zwar durch zusätz-
liche Steuern und Abgaben knapp 30 
Mrd. Euro zur Gesundung der Staats-
finanzen beitragen; darunter befinden 
sich aber zahlreiche Luftbuchungen. 
So fließt die sechs Mrd. schwere Ban-
kenabgabe nicht in den Haushalt, son-
dern in einen Versicherungsfonds, der 
künftige Bankenpleiten absichern soll. 
Auch die neun Mrd. Euro aus der ge-
planten Sondersteuer für Atomkraft-
werke sind keineswegs sichere Ein-
nahmen, da sie davon abhängen, dass 
die AKWs länger am Netz bleiben – ein 
Schelm, der Böses bei der Verbuchung 
dieser Abgabe denkt.

Faktisch wirft die schwarz-gelbe 
Sparpolitik alle guten Vorsätze der letz-
ten Jahre über Bord. Um nicht die gro-
ßen finanzpolitischen Fehler der Welt-
wirtschaftskrise 1929 zu wiederholen, 
sparte Finanzminister Peer Steinbrück 
zu Recht nicht in der Krise. Die Finanz-
krise ist aber noch lange nicht vorbei, 
ein selbsttragender Aufschwung wei-
terhin nicht in Sicht. Ohne Konjunk-
turhilfen und steigende Exporte läge 
die heimische Wirtschaft noch immer 
am Boden. Da derzeit weder die heimi-
schen Unternehmen noch die Verbrau-
cher das Wachstum ankurbeln, müssen 
die Staatsausgaben stabilisierend wir-
ken. Deswegen sind alle Debatten über 
intelligentes und soziales Sparen voll-
kommen fehl am Platze.

Ausgerechnet jetzt macht jedoch An-
gela Merkel die Tugenden der schwä-
bischen Hausfrau zum Maßstab ihrer 
Haushaltspolitik. Das ist der Beginn ei-

1	 Vgl. hierzu auch den Beitrag von Jürgen Leibi-
ger in diesem Heft. – D. Red.

ner wirtschaftspolitischen Geisterfahrt. 
Denn ein Staatshaushalt ist kein Privat-
haushalt: In der Krise reißen sinkende 
Staatsausgaben ein Loch in die Kassen 
der Unternehmen und Privathaushalte 
– mit verheerenden Folgen.

Ausblutende Gemeinden

Infolge der Kürzungen im Sozialbe-
reich werden Arbeitslose und Hartz-
IV-Empfänger ihre Ausgaben für Le-
bensmittel, Kleidung und Kinderbedarf 
massiv einschränken. Da sie in der Re-
gel über keine finanziellen Reserven 
verfügen, führt jeder Euro weniger an 
Transfereinkommen sofort zu geringe-
ren Konsumausgaben. Die geplanten 
Lohnkürzungen und der Personalab-
bau im öffentlichen Dienst (geplant 
sind Einsparungen von 3,2 Mrd. Euro) 
gehen ebenfalls zu Lasten des privaten 
Verbrauchs.

Darüber hinaus belastet das Spar-
paket die bereits chronisch unterfi-
nanzierten Haushalte der Städte und 
Gemeinden: Wenn der Staat zukünf-
tig Hartz-IV-Empfängern keine Ren-
tenversicherung mehr bezahlt, steigt 
die Altersarmut. Folglich müssen Städ-
te und Gemeinden mehr Geld für die 
Grundsicherung der bedürftigen Rent-
ner ausgeben. Zudem werden die  
Kürzungen in der Arbeitsmarktpolitik  
– Weiterbildung, Qualifizierung, Ein-
gliederungshilfen – die Zahl der Lang-
zeitarbeitslosen erhöhen. Auch hier 
zahlen die Kommunen die Zeche.

Dabei haben sie bereits im laufenden 
Jahr ein Defizit von rund 15 Mrd. Euro. 
Zudem beschränkt die grundgesetz-
lich verankerte und volkswirtschaftlich 
schädliche Schuldenbremse den Ver-
schuldungsspielraum aller staatlichen 
Ebenen. Folglich wird das Sparpaket 
die Kommunen zu weiteren Ausga-
benkürzungen zwingen, insbesonde-
re bei den öffentlichen Investitionen.  
Dadurch wiederum bekommen das 
Handwerk und die Bauwirtschaft weni-
ger öffentliche Aufträge, was erneut zu 
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Steuerausfällen des Staates führt – und 
so weiter und so fort.

Kurzum: Die Sparpolitik verschärft 
nur den Nachfragemangel. Wachstum 
und Steuereinnahmen sinken, Arbeits-
losigkeit und Schulden steigen.

Erschwerend kommt hinzu: Das Aus-
land kann die negativen Folgen die-
ser wirtschaftspolitischen Geisterfahrt 
nicht durch höhere Abnahme deut-
scher Waren korrigieren, im Gegenteil: 
Griechen, Spanier, Italiener und Por-
tugiesen haben ebenfalls bereits milli-
ardenschwere Sparpakete geschnürt. 
Und der gallische Nachbar befindet 
sich auch auf Konsolidierungskurs. 
Wenn aber am Mittelmeer bald alle 
Räder stillstehen, dann leidet auch der 
Absatz deutscher Exporteure, der allein 
in diese Region 100 Mrd. Euro beträgt.

Folglich wird die deutsche Sparpoli-
tik die Krise der Eurozone verschärfen. 
Dem gemeinsamen Währungsraum 
droht jetzt eine langjährige Stagnation, 
Löhne und Preise drohen dauerhaft zu 
fallen. Das Euroland wird zu einer De-
flationsgemeinschaft.

Das, was dagegen erforderlich wä-
re, findet nicht statt: eine Angleichung 
der unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit zwischen dem Sü-
den und dem Norden des Euroclubs. 
Dafür müssten die Ungleichgewichte 
bei Handels- und Kapitalströmen end-
lich abgebaut werden.

Stattdessen rechtfertigen Merkel 
und Westerwelle ihren finanzpoliti-
schen Crashkurs noch immer damit, 
dass es nötig sei, das „Vertrauen der 
Kapitalmärkte zurückzugewinnen“ – 
ein Stück aus dem Tollhaus: Erst muss-
ten sich die Staaten verschulden, um ih-
re Geldhäuser zu retten; jetzt diktieren 
Investmentbanker und Hedgefonds-
Manager ihren Rettern den Preis für 
frisches Kapital. Wer nicht eisern spart, 
zahlt entweder Wucherzinsen oder be-
kommt kein Geld. So zwingen die Ka-
pitalmärkte die Realwirtschaft erneut in 
die Knie. Doch anstatt die Staatsfinan-
zen von den Kapitalmärkten zu entkop-
peln – beispielsweise durch den direk-

ten Kauf von Staatsanleihen durch die 
Zentralbank –, beugt sich die Politik 
dem Diktat der Glaspaläste.

Wachstum statt Sparkurs

Was also tun, wenn Sparen keine Lö-
sung ist?

Deutschland und seine Nachbarlän-
der können aus der Verschuldung nur 
herauswachsen. Dafür müssen sie kräf-
tig in Bildung, Gesundheit, Umwelt 
und Infrastruktur investieren. Diese Zu-
kunftsinvestitionen und nicht der Rot-
stift sichern die Zukunft der nachfol-
genden Generationen.

Kurzfristig können mehr öffentliche 
Investitionen schuldenfinanziert wer-
den; mittelfristig bedarf es aber höherer 
Steuern. Denn die Republik hat in ers-
ter Linie ein Einnahme- und kein Aus-
gabenproblem. Die deutsche Steuer- 
und Abgabenquote liegt mit 36 Prozent 
vier Prozentpunkte unter dem europä- 
ischen Durchschnitt. Allein diese Lücke 
entspricht staatlichen Einnahmeverlus-
ten von rund 100 Mrd. Euro.

Dass höhere Steuern zudem ver-
teilungspolitische Nebenwirkungen 
hätten, ist ausdrücklich erwünscht. 
Schließlich hat die ökonomische Un-
gleichheit in den letzten Jahrzehn-
ten dramatisch zugenommen. Seit An-
fang der 90er Jahre kommt das durch-
schnittliche reale Markteinkommen 
nicht mehr vom Fleck; die Einkommen 
der Topverdiener kletterten dagegen 
um über 50 Prozent. Die reichsten zehn 
Prozent besitzen heute über 40 Prozent 
des gesamten Einkommenskuchens. 
Das acht Billionen Euro schwere Netto- 
vermögen dieser Republik ist damit 
fünf Mal so groß wie der öffentliche 
Schuldenberg.

Und Staatsschulden stehen immer 
die Forderungen privater Gläubiger ge-
genüber. Das heißt: Zeitgleich mit den 
Schulden wachsen die Vermögen. Heu-
te verfügt das oberste Zehntel über 60 
Prozent dieses Vermögens. Dieser im-
mense private Reichtum wurde in den 
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letzten zehn Jahren politisch gepflegt. 
Besserverdiener, Vermögende und Un-
ternehmen wurden mit Steuergeschen-
ken regelrecht überhäuft, zuletzt durch 
das sogenannte Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz, dem Freibier für Hote- 
liers, Erben und Unternehmer.

Topverdiener zahlen heute nur noch 
27 Prozent effektive Einkommensteu-
er, noch in den 90er Jahren waren es 
44 Prozent. Bei der Steuerbelastung 
für Unternehmen liegt Deutschland im 
hinteren europäischen Mittelfeld, und 
die Vermögensteuer wurde 1997 gleich 
ganz abgeschafft. Hier muss die Poli-
tik handeln. Höhere Steuern auf große 
Einkommen und Vermögen sind nicht 
nur ein Gebot der Gerechtigkeit, son-
dern auch ökonomisch sinnvoll. Wenn 
Reiche höhere Steuern zahlen, dann 
konsumieren und investieren sie – an-
ders als die sozial Schwachen – keinen 
Cent weniger; lediglich ihre Sparquo-
te sinkt. Das aber schadet nur dem Fi-
nanzkasino, was durchaus wünschens-
wert ist.

Deswegen müssen Vermögensbesit-
zer hierzulande endlich wieder Steuern 
zahlen. Ihre hohe wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit rechtfertigt grundsätz-
lich – aber auch und gerade in dieser 
existenziellen Krisensituation – eine ge-
sonderte Besteuerung. Wenn Vermögen 
über 500 000 Euro mit einem Prozent be-
steuert werden, winken jährliche Mehr-
einnahmen von rund 20 Mrd. Euro.

Die Gefahr, dass höhere Steuern 
das „scheue Reh“ Kapital außer Lan-
des treiben, besteht dabei nicht. Denn 
der einstige internationale Steuersen-
kungs- hat sich mittlerweile in einen 
Steuererhöhungswettlauf verwandelt. 
Auch unsere europäischen Nachbarn 
erhöhen in der Finanzkrise ihre Steu-
ern. Automatische Kontrollmitteilun-
gen und eine bessere personelle Aus-
stattung der Finanzämter könnten 
Steuerbetrug zusätzlich erschweren.

Bei einer genauen Prüfung der mög-
lichen staatlichen Einkommen lassen 
sich erstaunliche „Schätze“ heben, et-
wa bei der Vererbung leistungsloser 

Einkommen. Heute wechseln Jahr für 
Jahr rund 200 Mrd. Euro von Generation  
zu Generation, doch nur jeder siebte 
Bürger profitiert davon. Eine Erbschaft-
steuerreform müsste die Bewertungs-
verfahren verbessern und dürfte Be-
triebsvermögen nicht mehr privilegie-
ren. So könnten jährlich zehn Mrd. Euro 
in die Staatskassen fließen. Zudem soll-
ten Zinserträge mit dem persönlichen 
Einkommensteuersatz und nicht mehr 
mit einer Abgeltungssteuer von nur  
25 Prozent belastet werden. Darüber hi-
naus würde ein höherer Spitzensteuer-
satz einen großen einstelligen Milliar-
denbetrag in die Haushaltskassen spü-
len. Dies gilt auch, wenn der Spitzen-
steuersatz nicht schon beim 1,4-fachen 
Durchschnittseinkommen greift.

Auch die Unternehmenssteuern 
müssen endlich angehoben werden. 
Dies betrifft die Körperschaft- wie die 
Gewerbesteuer. Letztere sollte zu einer 
Gemeindewirtschaftsteuer ausgebaut 
werden, um die Einnahmen der Städte 
und Gemeinden konjunkturunabhän-
giger zu gestalten.

In den Instrumentenkasten einer ein-
nahmeseitigen Konsolidierungsstra-
tegie gehört schließlich natürlich auch 
die Finanztransaktionssteuer. Eine sol-
che Mehrwertsteuer für den Handel mit 
Aktien, Anleihen, Derivaten etc. kann 
zusätzliche jährliche Einnahmen in Hö-
he von zwölf Mrd. Euro mobilisieren.2

Bei alledem zeigt sich: Die ökono-
misch und sozial schädliche Sparpoli-
tik ist keineswegs, wie so oft behaup-
tet, alternativlos. Im Gegenteil: Wer 
jetzt die Verteilungsfrage stellt, spart 
die Zukunft nicht kaputt – anders als 
Schwarz-Gelb. Und der Wind steht po-
litisch günstig: Eine große Bevölke-
rungsmehrheit lehnt das schwarz-gel-
be Sparpaket ab. Jetzt kommt es darauf 
an, diese passive Ablehnung in aktiven 
politischen Widerstand zu verwandeln. 
Denn jeder Politikwechsel braucht vor 
allem eins: Bewegung im Lande. 

2	 Vgl. Rudolf Hickel, Finanztransaktionssteuer 
jetzt! In: „Blätter“, 6/2010, S. 13-16, hier S. 15.
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